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JLTUSMINISTERKONFERENZ 



„QUALITÄTSSICHERUNG IN SCHULEN IM RAHMEN VON 
NATIONALEN UND INTERNATIONALEN LEISTUNGS- 
VERGLEICHEN - ENTWICKLUNG BILDUNGSSTANDARDS? 

Beschluss vom 17.11 8.1 0.2002 

Qualitätssicherung in Schulen im Rahmen von nationalen und 
internationalen Leistungsvergleichen; 

hier: Aktueller Sachstand: 
a)  Entwicklung von Standards 

b) Berichterstattung über Bildung in Deutschland 
C) Weiterer Umgang mit den PISA-Datensätzen 

Es wird beschlossen: 

Zu a u n d  b: 

I. Es sollen die bestehenden Vereinbarungen über den Mittleren Abschluss und das 

Abitur ebenso weiter entwickelt werden wie Kompetenzen und grundlegende Wissens- 

bestände. die bis zu einem bestimmten Zeitpunkt eines Bildungsgangs erlernt werden 

müssen [Primarstufe, Sekundarstufe I]. Die in den Ländern vorhandenen Vorarbeiten für 
die Entwicklung von Bildungsstandards werden untereinander ausgetauscht. 

2. Darüber hinaus werden die Länder in landesweiten bzw. Iänderübergreifenden 

Orientierungs- oder Vergleichsarbeiten überprüfen, in n elchem Umfang die vereinbar- 

ten Standards tatsächlich erreicht werden. Ziel dieses Verfahrens soll es sein, eine Qua- 

litätssicherung zu gewährleisten, sich darüber Iänderübergreifend auszutauschen und 

es den Schülerinnen und Schülern in allen Ländern der Rundesrepublik Deutschland 

zu ermöglichen. in allen Bildungsgängen über individuelle Förderung die gesetzten Ziele 

zu erreichen. 

5 .  An der Erarbeitung der Bildungsstandards ist auch die schulische Praxis zu betei- 

ligen; die wissenschaftliche Beteiligung soll insbesondere den Bereich der Unterrichts- 

forschung und der Lernstrategien abdecken. Darüber hinaus soll die jeweilige Abneh- 

merseite schulischer Abschlüsse einbezogen werden. 

4. Die Kultusministerkonferen7 erwartet, dass die Ergebnisse der von der Rundesre- 

g i ~ r u n g  in Auftrag gcgebencn Expertise z u r  Entwicklung nationaler Bildungsstandards 

in einem ~citlichen Z~~sarninenhang mit dem kerf'ahrcn der Kultusministerkonft~rei~~ 

zur 1:rarbcitung von S~andards  ci-Ortert \tcrdrn. 



5. In Abstimmung mit der ,4mtschefskommission „Qualitätssicherung in Schulen" der 

Kultusministerkonferenz ist eine Steuerungsgruppe berufen worden, die die Organisa- 

tion von Fachkommissionen zur konkreten Erarbeitung von Bildungsstandards festlegt 

und unter Mithilfe von Wissenschaftlern die Grundlage für die Erarbeitung von Stan- 

dards entwickelt. Diese Arbeitsgruppen nehmen am 18.1o.2002 ihre Arbeit auf und 

schließen sie zwischen 2003 und spätestens 2004 ab. Dieses Vorgehen soll einerseits den 

praktischen Fortschritt bei der Erarbeitung bundesweit geltender Standards sicher stel- 

len und damit eine kontroverse, fachwissenschaftliche Diskussion über Anforderungen 

an Standards zeitlich begrenzen helfen, andererseits jederzeit den Diskurs für die spä- 
tere Entwicklung solcher Vereinbarungen offen halten. 

6. Eine nachhaltige Qualitätssicherung in den Schulen wird nach Auffassung der Kul- 

tusministerkonferenz durch mehr schulische Eigenverantwortung, z.B. mit Blick auf die 

Schulprograrnm-Entwicklung, bei gleichzeitiger externer Evaluation auf der Basis von 

festgelegten Bildungsstandards erreicht. Der Ausbau ganztagsschulischer Angebote ist 

eine weitere Maßnahme für die Verbesserung schulischer Bildung. 

7. Die Bildungsstandards beziehen sich auf Kenntnisse, Kompetenzen und Fähigkei- 

ten, die von Schülerinnen und Schülern erworben werden sollen. 

8. Die Einhaltung dieser Standards wird regelmäßig durch eine unabhängige gemein- 

sam beauftragte wissenschaftliche Einrichtung überprüft. Die Einzelheiten werden von 

den Ländern über ein Verwaltungsabkommen oder staatsvertragliche Regelungen fest- 

gelegt. 

9. Für die interne und externe Evaluation in den Ländern werden auf der Grundlage 

der Standards Aufgabenpools aufgebaut und gemeinsam kontinuierlich weiter ent- 

wickelt. Die Länder stellen Aufbau, Pflege und Austausch dieser Aufgabenpools sicher. 

10. Iin Hinblick auf die Ländervergleiche wird vereinbart, die Befunde der Evaluierung 

untereinander auszutauschen mit dem Ziel, zu nachhaltigen Qualitätsverbesserungen 

zu gelangen. Eine regelmäßige Bildungsberichterstattung, die als Ausgangsbasis für alle 

von der Kultusministerkonferenz und der Bund-Länder-Kommission beschlossenen 
Programme und Maßnahmen zur Qualitätssicherung im Rildungswesen dient, wird bei 

der Herbsltagung der Kultusministerkonferenz 2003 zum ersten Mal vorgelegt. 

I. Der Cesamtdatensatz von PISA-E wird wie folgt ins Internet gestellt: 
Es werden zwei Datensätze zur Verfügung gestellt: 

I T ~  Datensatz der Neuntklässler [nationalr Metrik ohne Schulkenriungl und 

121 der Datensatz der Fünfzehnjährigen [internationale Metrik ol-ine Imdes-  und 
Srhulkennungl. 



2. Darüber hinaus haben die Länder die Möglichkeit, einschlägig ausgewiesene Wis- 

senschaftler mit Sekundäranalysen des jeweils vollständigen länderspezifischen Daten- 

satzes zu beauftragen. Diese Wissenschaftler werden vom Konsortium einen länderspe- 

zifischen Datensatz mit Schulkennung unter der Voraussetzung erhalten, dass sie dem 

Konsortium schriftlich zusichern, in ihren Berichten die Anonymität von Einzelschulen 

zu gewährleisten und insbesondere dem Auftraggeber keine einzelschulbezogenen In- 

formationen zukommen zu lassen. Der Datensatz, der die Schulkennung enthält, darf 

nur zu Zwecken benutzt werden, die der Erfüllung des vom Land erteilten Auftrags die- 

nen. 

3. Die Länder unterrichten sich im Schulausschuss darüber, welche Sekundäranaly- 
sen sie in Auftrag gegeben haben. 



VEREINBARUNG ÜBER EINHEITLICHE PRÜFUNGS- 
ANFORDERUNGEN IN DER ABITURPR~FUNG 

Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 01 -06.1 979 i.d.F. 
vom 24.05.2002 

Die Kultusministerkonferenz sieht in der Sicherung der Gleichwertigkeit der schulischen 

Ausbildung, der Vergleichbarkeit der Schulabschlüsse sowie der Durchlässigkeit des Bil- 

dungswesens in der Bundesrepublik Deutschland eine zentrale Aufgabe. Insbesondere sind 

die Qualität der Allgemeinen Hochschulreife als schulische Abschlussqualifikation zu 

sichern und die allgemeine Studierfähigkeit sowie der Übergang in eine berufliche Ausbil- 

dung zu gewährleisten. Um die Transparenz, Vergleichbarkeit und Einheitlichkeit der Prü- 

fungsverfahren und -anforderungen in der Abiturprüfung zu sichern, wurden in den letz- 

ten Jahren eine Vielzahl von Maßnahmen vereinbart und umgesetzt: 

* Einheitliche Prüfungsanforderungen für die Abiturprüfung sichern zwischen den Län- 

dern ein vergleichbares Orientierungswissen, fachliche Standards und Grundkom- 

petenzen, die über den spezifischen Auftrag des jeweiligen Faches hinausgehen. 
* Seit 1997 erfolgt zwischen den Ländern ein regelmäßiger Austausch korrigierter und 

bewerteter Abiturarbeiten. 
Die sich daraus ergebenden Folgerungen werden in der Kultusministerkonferenz 

ausgewertet und in fachspezifischen Berichten zusammengefasst. 

Schulaufsichtsbeamtinnen und -beamte nehmen jedes Jahr an den mündlichen Abi- 

turprüfungen jeweils anderer Bundesländer teil. 

Eine weitere für die gymnasiale Oberstufe wesentliche Entscheidung traf die Kultusminis- 

tcrkonferenz mit der Neufassung der „Vereinbarung zur Gestaltung der gymnasialen Ober- 

stufe in der Sekundarstufe 11" vom 22.1o.rggg/~6.o6.2000, der intensive Grundsatzdiskus- 

sionen über die Qualität der Allgemeinen Hochschulreife vorangingen. Der Stärkung der 

Grundkompetenzen, dem Aufbau eines fachlich strukturierten und regelorientierten Wis- 

sens, dem selbstständigen Arbeiten und Lernen werden in dieser Vereinbarung besondere 

Bedeutung beigemessen. Als für die Studierfähigkeit grundlegende Kompetenzen werden 

die sprachliche Ausdrucksfähigkeit, insbcsondere die schriftliche Darlegung eines konzi- 

sen Gedankengangs, das verständige Lesen komplexer fremdsprachlicher Sachtexte sowie 

der sichere Umgang mit inathematischen Symbolen und Modellen hervorgehoben. 

I>it> genannten Entwicklungen sind auch vor dem Hintergrund der allgemeinen Disliussio- 

nen über die Qualität des deutschen Bildungswesens zu sehen, die in der Folge der Ergeb- 

nisse internationalrr \~ergleichcuntersuchungeri geführt werden. 

Im Mittelpunkt der kritik stehen hierbei besonders die Kenntnisse und E'ähigkeiteri der 

Srhülerinncxn und Schiilci- in den zentralen Fächcrn RIIaihematih, Jleutscli und Fremdspra- 
che. 



Dies hat die Kultusministerkonferenz bewogen, sich über Fragen zu den äußeren Rahmen- 

vorgaben (Struktur und Organisation der gymnasialen Oberstufe1 hinaus mit den curricula- 

ren und didaktischen Konzepten des Unterrichts zu befassen. Dazu wurden auch Experti- 

sen von Fachdidaktikern der genannten Fächer eingeholt, die die Situation in den einzel- 

nen Lernbereichen und Aufgabenfeldern näher beleuchten. 

Diese Expertenberichte bestätigen in vielen Punkten die aus dem Abituraust,ausch der 

Länder und den internationalen Vergleichsuntersuchungen gewonnenen Erkenntnisse. Sie 

zeigen, 

* dass die fachlichen Grundkompetenzen gestärkt werden müssen, um eine solide und 

gut organisierte Wissensbasis in den zentralen Wissensdomänen unserer Kultur auf- 

zubauen; 
c dass das Wissen systematisch aufgebaut und vernetzt werden muss, um seine Akti- 

vierbarkeit und Anwendbarkeit zu sichern; 

dass die Methoden des selbstständigen Lernens zu stützen und stärker zu entwickeln 

sind. 

Diese Erkenntnisse sind bei der erneuten Überarbeitung der Einheitlichen Prüfungsanfor- 

derungen berücksichtigt worden. 

Die Struktur der bisherigen Einheitlichen Prüfungsanforderungen hat sich bewährt und 

bleibt erhalten. Die Einheitlichen Prüfungsanforderungen erfüllen ihre Funktion, Stan- 

dards in der Abiturprüfung in einem pädagogisch vertretbaren Maß zu vereinheitlichen 

und ein einheitliches und angemessenes Anforderungsniveau zu sichern, dadurch, dass sie 

konkrete Lern- und Prüfungsbereiche beschreiben und wichtige Hilfen zur Konstruktion 

von Prüfungsaufgaben und zur Bewertung 170n Prüfungsleistungen bereitstellen. 

Zu diesem Zweck enthalten die Einheitlichen Prüfungsanforderungen in den einzelnen 

Fächern [Fachvereinbarungen] 

eine die spezifischen Ziele und Anforderungen des einzelnen Faches darstellende 

und seinen Beitrag zum Erwerb grundlegender Kompetenzen beschreibende Fach- 

präambel; 

eine Beschreibung von Lern- und Piüfungsbereichen für den Grund- und Leistungs- 

kurs auf mittlerer Präzisions- bzw. Abstraktionsebene, durch die sichergestellt wird, 

dass in den geforderten I.eisLungen ein breites Spektrum allgemeiner fachspezifi- 

scher Qualifikationen und grundlegender Kompetenzen angesprochen wird und 

kcnntnisse aus bestimmten Lern- und Prüfungsbereichen in jeder hbiturprüfung 

1 erfügbar sind. 

eine fachspezifische Beschreibung deri2nforderungsbereichc, die deren ausgewoge- 

nc  Berücksichtigung innerhalb der Prüfungsaufgabe ermöglicht; 



r eine Beschreibung der Aufgabenarten sowohl für die schriftliche als auch für die 

mündliche Prüfung, die für die Abiturprüfung zugelassen sind. Hierbei werden auch 

neue Aufgabenarten berücksichtigt. 

Hinweise für die Bewertung von Prüfungsleistungen mit der Angabe von Kriterien 

zur Leistungsbewertung, wobei Anhaltspunkte für die Vergabe der Noten gut und 

ausreichend gegeben werden; 

Beispiele zu den verschiedenen Aufgabenarten der schriftlichen und mündlichen 

Prüfung. 

Dabei ist zu beachten, dass die Bildungs- und Lernziele der gymnasialen Oberstufe nur zu 

einem Teil und nur in einem eingeschränkten Maß in den Prüfungsanforderungen enthal- 

ten sein können, da Schule mehr leistet, als lediglich auf die Abschlussprüfung vorzuberei- 

ten. 

In ihrer Gesamtheit entsprechen die Einheitlichen Prüfungsanforderungen einem Begriff 

der wissenschaftsorientierten Bildung, der für die Reflexion über die vielfältigen Verän- 

derungen in allen Lebensbereichen offen ist. 

Die Einheitlichen Prüfungsanforderungen setzen einen Unterricht voraus, der selbststän- 

diges Lernen, wissenschaftsorientiertes Arbeiten sowie die Entwicklung der Kommunika- 

tionsfähigkeit und der Kooperationsbereitschaft zum Ziel hat. Unterrichtsverfahren, die 

problernbezogenes Denken anregen, und Formen des Lehrens und Lernens, die zur Selbst- 

ständigkeit und zur Kommunikationsfähigkeit beitragen, sollen daher vorrangig praktiziert 

werden. 

Die Kultusministerkonferenz vereinbart daher: 

I. Die überarbeiteten Einheitlichen Prüfungsanforderungen in den Fächern Deutsch, 

Mathematik und Englisch werden in den Ländern als Grundlage der fachspezifischen 

Anforderungen in der Abiturprüfung nach den Gegebenheiten der jeweiligen Abitur- 

bestimmungen übernommen, und zwar spätestens für die Abiturprüfung 2005. 

2. Diese Einheitlichen Prüfungsanforderungen in dcn einzelnen Fächern sind offen für 

die Entwicklung in der Fachwissenschaft, Fachdidaktik und in der Schulpraxis. Sie 

werden daher zu gegebener Zeit überprüft und weiterentwickelt. 



GEWALTPRÄVENTION AN SCHULEN 

Beschluss vom 23.124.Mai 2002 

I .  Die Kultusministerkonferenz nimmt das von Ministerin Behler erarbeitete Positions- 

papier sowie den Bericht über die in den Ländern laufenden Maßnahmen zur Gewalt- 

Prävention an Schulen und den darin enthaltenen Maßnahmenkatalog zustimmend 

zur Kenntnis. 

2. Die Kultusministerkonferenz bittet die Länder, sich über Ziel und Wirkung ihrer 

Maßnahmen zur Gewaltprävention auszutauschen. 

5. Die Kultusministerkonferenz gibt ein Rechtsgutachten in Auftrag zur Rechtmäßig- 
keit von Regelungen, nach denen die Eltern bzw. Erziehungsberechtigten volljähri- 

ger Kinder über Leistungen und Vorkommnisse in der Schule bzw. wichtige Maßnah- 

men der Schule unterrichtet werden können. 

4. Sie begrüßt Initiativen zur stärkeren Kontrolle von gewaltverherrlichenden Medien 

und Computerspielen. 

Positionspapier zur Gewaltprävention an Schulen 

Schulen fördern: Erziehung stärken PISA und Erfurt haben unsere Schulen in den Blick- 

punkt des öffentlichen Interesses gerückt. Der Stellenwert von Bildung und Erziehung für 

unsere Gesellschaft ist dadurch noch deutlicher geworden. Dieses Interesse darf nicht wie- 

der erlahmen. 

Es geht darum, dass wir alle gemeinsam - Politik, Eltern und Verbände, Kommunen, Medi- 

en, Wirtschaft und andere die Lehrerschaft und die Schulen bei ihrer schwierigen und ver- 

antwortungsvollen Arbeit unterstützen. Wir alle müssen Verantwortung übernehmen und 

mit unseren jeweiligen Kompetenzen zu einer Verbesserung beitragen. 

Schule hat die Aufgabe, Basiswissen, Kulturtechniken und Grundqualifikationen zu ver- 

mitteln, aber Schule war und ist immer auch eine Erziehungsinstitution. In dieser Aufgabe 

ist sie heute mehr denn je gefordert. Um Schulen nachdrücklich zu fördern, ist es deshalb 

notwendig, Erziehung nachhaltig zu stärken - im Unterricht genauso wie im ganzen Schul- 

leben. 

Wissens- und Kompetenz\rermittlung und Erziehung gehören zusammen. Erst ihre sinn- 

volle \ rrbindung schafft ein Ganzes, das mehr ist als die Summe der Teile. Denn I'eistung 

braucht Maßstäbe, Qualifikation braucht Ziele. Wissen und Bildung brauchen Anstren- 

gungsbereitschaft. Verbindlichkeit. Selbstdisziplin, Selbstständigkeit, Eigenveraritwortung. 

Freude an der Leistung und Hilfe für Srhwärhere und Benachteiligte. 



Wo Erziehung versagt, da sind auch die Werte und Tugenden in Gefahr, die unsere Gesell- 

schaft human und demokratisch und damit lebenswert machen. Erziehung hat daher im- 

mer ihren Ausgangspunkt in den Werten des Grundgesetzes, sie ist verpflichtet auf die 

Ziele der Länderverfassungen - kor allem aber auf die Achtung der Menschen- und Bür- 

gerrechte. 

Gute Erziehung beginnt mit dem Erziehenden und seiner Glaubwürdigkeit. Gute Erzie- 

hung ist immer demokratische Erziehung. Ihr Ziel ist die Mündigkeit, sind Kinder und Ju- 
gendliche, Schülerinnen und Schüler als unabhängige, faire und verantwortungsbewusste 

Gemeinschaftswesen. 

Lehrerinnen und Lehrer sind immer auch Erzieherinnen und Erzieher. Nehmen sie diese 

Rolle aktiv an, dann wird das Schulklima gefördert und die Schulkultur gestärkt. Unsere 

Schulen sollten denen, die sie besuchen, stets auch emotionale Heimat sein. Dafür trägt 

jeder einzelne Verantwortung - nicht zuletzt auch die Eltern, selbstverständlich auch die 

Schülerinnen und Schüler. Die Kultusminister und -Senatoren stellen daher fest: 

0 Bewusste Erziehung sieht die Schülerinnen und Schüler immer in ihrer ganzen Per- 

sönlichkeit. Sie setzt darauf, Aufgaben und Verantwortung so früh wie möglich an 

Schülerinnen und Schüler zu übertragen. Unterricht und Schulleben müssen so an- 

gelegt sein, dass sie Erfolgserlebnisse und Anerkennung ermöglichen und produkti- 

ve Leistung zum verinnerlichten Bedürfnis von Kinder und Jugendlichen machen. 

Zn der pädagogischen Arbeit der Schule muss deutlich werden, dass es immer eine 

Alternative, immer eine Chance und keine Ausweglosigkeit gibt - das kann zum Bei- 

spiel ein Programm für den Berufseinstieg speziell für jene sein, die den Schulab- 

schluss nicht schaffen. oder der Weg über die Berufsausbildung zum Studium für 

jene, die eine Allernative zum Abitur suchen. 

Schülerinnen und Schüler müssen größere Verantwortung für ihren eigenen Lern- 

erfolg, für das Arbeits- und Sozialverhalten in der Schule und das Einhalten schuli- 

scher Regeln übernehmen. Dies wird dadurch unterstützt, dass die Schulen geeigne- 
te erzieherische Maßnahmen einschließlich der ~be r t r agung  sozialer Aufgaben er- 
greifen. Mit Streitschlichterprogrammen. Schlichtungsausschüssen Lehrern und 

Schülern systematisch gefördert werden. Schulen sollen regelmäßig Schüler-Eltern- 

Rückmeldungen einholen und darüber in den schulischen Gremien beraten. 

Das setzt den kontinuierlichen Dialog mit den Eltern I oraus, die sich als Partner ge- 

meinsamer Erziehung verstärkt angenommen fühlen müssen. Dazu ist es hilfreich. 

dass innerhalb des 1.chrerkollegiums sowie zwischen Lehrerschaft und Elternschaft 

\ erpflichtende und selbst\ erpflichtende Regeln kercinbart u erden. Darin legcn sich 

die Beteiligten auf gcmcinsame Erziehungszielc und -grundsätze fest und vcrstän- 

digeri sich auf wechs~lseitige Pflichtcn. Diese gemeinsame pädagogische und crzic- 

hei-ischc PlaltSorm sollte Bestandteil dcs Schulprogrammc~s werden. 



Bewährte Formen der Beratung, schulpsychologische Dienste und sozialpädagogi- 
sche Unterstützung von Lernenden und Lehrenden müssen in einem ganzheitlichen 

Erziehungskoiizept aufgehoben sein und werden fortentwickelt. Dazu bedarf es der 

stärkeren Abstimmung zwischen den verschiedenen Akteuren und einer verstärk- 

ten Zusammenarbeit. 

Die Stärkung des Erziehungsauftrags geht einher mit der Erweiterung der her- 

kömmlichen schulischen Arbeit durch neue Perspektiven und Horizonte. Das fängt 

bei der intensiveren Gestaltung interkultureller Erziehung an und reicht bis zur Öff- 

nung von Schule für das gesellschaftliche Umfeld, vor allem der Nachbarschaft und 
des Stadtteils. Diese Einbindung und Öffnung der Schule soll in Schulprogrammen 

festgelegt und als dauerhafte Verpflichtung aufgenommen werden. 

In der ersten und zweiten Phase der Lehrerausbildung gilt es, die diagnostischen und 

fördermethodischen Kompetenzen der Lehrkräfte nachdrücklich und nachhaltig zu 

steigern. Dazu sind die vorhandenen wissenschaftlichen Erkenntnisse auszuwerten, 

neue Forschungen einzuleiten und in den verschiedenen Praxisfeldern zu erproben. 

Diese Themenfelder sind verstärkt auch in der Lehrerfort- und -weiterbildung zu 

erproben und zu verankern. Im Blick auf diese professionelle Neuorientierung be- 

steht akuter Handlungsbedarf. Dazu bedarf es einer großen Gemeinschaftsanstren- 

gung. 

Die Kultusminister werden sich regelmäßig über die von ihnen eingeleiteten Maßnahmen 

informieren und untereinander abstimmen. Sie sind sich - wie oben bemerkt - darüber im 

Klaren, dass die Schule die Erziehungsprobleme der Gesellschaft nicht alleine lösen kann. 

Dafür ist es notwendig, die ganze erzieherische Kraft zu stärken und zu bündeln, die in den 

Familien, im Kindergarten und in der Jugendarbeit, in den Vereinen, Organisationen und 

Institutionen unserer Gesellschaft liegt. Die Kultusminister und -senatoren regen deshalb 

an, Bündnisse für Erziehung auf lokaler und regionaler Ebene zu gründen. Diese Bünd- 

nisse sollen das Nachdenken sowie das Gespräch über Erziehung fördern, beispielhaftes 

Erziehungshandeln unterstützen und so eine konkrete gemeinsame Verantwortung für die 

nachwachsende Generation übernehmen. 

änder zur Frage der Gewaitprävention an 

Die I<ultusministerkonferenz sieht es angesichts der Ereignisse am Erfurter Gutenberg- 

Gymnasium als erforderlich an, die Maßnahmen der Länder zur Gewaltprävention an 

Schulen darzustellen. Weil bei der Anwendung von Gewalt von einer Ursachenvielfalt 

ausmgehen ist, wird über den allgemeinen Erziehungsauftrag und über vielfältige Formen 
schillischer Prä\ entionsarbeit hinaus insbesondere durch folgende vorbeugende Maßnah- 

incn ein Beitrag zur Seilhung der Gew altbcrcitschaft geleistet: 



I. Im Rahmen ihres Erziehungsauftrags bemühen sich Schulleitungen, Lehrkräfte, El- 

tern, Schülerinnen und Schüler, Konsens über Ziele und Vorgehensweisen im Rahmen 

gemeinsamer Erziehungskonzepte zu erzielen. Dazu gehört ein Grundbestand an so- 

zialen Verhaltensregeln, auf deren Einhaltung konsequent geachtet werden muss. 

2.  Die Schulaufsicht unterstützt die Schulen aktiv bei ihrer Arbeit gegen Gewalt, Aus- 

länderfeindlichkeit, Extremismus und Diskriminierung jeder Art. Die Lehrpläne verfol- 

gen mit Themen zur interkulturellen Erziehung dasselbe Ziel. 

3. Die Mitverantwortung und Beteiligung von Schülerinnen und Schülern und der El- 

tern an der Gestaltung des sozialen Klimas und des Schullebens sind für den Erfolg der 

Gewaltprävention von erheblicher Bedeutung. 

4. Schulische und außerschulische Einrichtungen bilden regionale Netzwerke, um so 

vorbeugend Gewalttendenzen entschlossen entgegenzuwirken. Örtliche, regionale und 

landesweite Räte für Kriminalitätsverhütung, sog. Runde Tische gegen Gewalt oder 

Bündnisse für Erziehung, sind geeignet, die Zusammenarbeit zu intensivieren und auf 

andere Bereiche des öffentlichen Lebens auszudehnen. 

5. Die Projekte „Sport gegen Gewalt" entfalten eine große präventive Wirkung. Streit- 

schlichtungsprogramme und Konfliktbewältigungsprogramme sind in vielen Ländern 

Gegenstand von Unterricht und Erziehung. Die Programme werden ergänzt um Ange- 

bote in der Lehrerfortbildung in diesem Bereich, z. B. Ausbildung von Mediatoren. 

6. Schule und Jugendhilfe kooperieren, um gemeinsam Kinder und Jugendliche bei der 

Entwicklung einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu 

unterstützen. 

7. Die Zusammenarbeit mit der Polizei wird auf den Bereich der präventiven Erzie- 

hung ausgedehnt. 

8. Schulpsychologinnen und Schulpsychologen bieten vielfältige Beratungsangebote 

an. Modellversuche zur Ausweitung des schulpsychologischen Angebotes sollten ausge- 

wertet und ausgeweitet werden. 

. Regelungen, nach denen die Eltern bxw. Erziehungsberechtigten volljähriger Kin- 

der nicht über Leistungen und Vorkommnisse in der Schule informiert werden dürfen, 

werden in der Kultusministerkonferenz einer rechtlichen ~be rp rü fung  unterzogen im 

lIinblick darauf, unter welchen Voraussctxungen in schwierigen Situationen eine Un- 

terrichtung über wichtige MalSnahmen der Schule möglich ist. 

ro. Zur Frage des Einflusses der Medicn auf Kinder und Jugendlichc verweist die Kul- 

tusministerlionferenz auf ihre Erklärung vorn 2~j./A?.o6.1gg2 ..Verzicht auf  Gewaltdar- 

stellung in den Medicn". Sie begrüßt Initiatix er1 r.ur stärliercn Kontrolle von gcwaltver- 

herrlichenden Medien und Computerspielen. 



GEMEINSAME ERKLÄRUNG VON WIRTSCHAFTSMINISTER- 
KONFERENZ [WMK] KULTUSMINISTERKONFERENZ [KMK] 
BUNDESVERBAND DER DEUTSCHEN INDUSTRIE [BDI] BUN- 
DESVEREINIGUNG DER DEUTSCHEN ARBEITGEBERVERBÄN- 
DE [BDA] DEUTSCHER INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMER- 
TAG [DIHK] ZENTRALVERBAND DES DEUTSCHEN HAND- 
WERKS [ZDH] 

Berlin, den 28.1 1.200 

Leistungsfähigkeit des Bildungssystems verbessern 

Als rohstoffarmes, exportorientiertes Hochlohnland ist Deutschland in besonderem 

Maße auf ein leistungsfähiges Bildungssystem angewiesen. In der Wissensgesell- 

schaft ist Bildung die wichtigste Zukunftsressource unseres Landes. Vor diesem Hin- 

tergrund betonen Wirtschaftsministerkonferenz, Kultusministerkonferenz und Spit- 

zenverbände der deutschen Wirtschaft die Bedeutung des Wettbewerbs und der in- 

ternationalen Konkurrenzfähigkeit des Bildungsstandortes Deutschland. 

Bildungsinvestitionen sind ein wichtiger Indikator für die Anstrengungen, die für ein 

konkurrenzfähiges Bildungssystem unternommen werden. An der Bildung darf ins- 

gesamt nicht gespart werden; ausreichende Mittel sind durch Umschichtungen in den 

Haushalten sicherzustellen. Eine gute finanzielle Ausstattung gehört zu den notwen- 

digen Voraussetzungen für ein erfolgreiches Bildungssystem. 

If .  ALLGEMEIN BILDENDE SCHULEN 

Primarbereich und anztagsangebote stärken 

In der Grundschule wird der Grundstein für zukünftige Leistungen gelegt. Hierbei 

sind Verständigungsfähigkeit in der deutschen Sprache, die Entwicklung der Lese- 

kompetenz sowie der mathematischen Kompetenz vorrangige Ziele. Vorschulische, 

schulische und außerschulische Ganztagsangebote können die Bildungs- und För- 

dei-möglichkeiten für alle Schülerinnen und Schüler erweitern. 

lnhalte modernisieren 

Angesichts der Notwendigkeit des lebenslangen 1,ernens ist der Erwerb von Metho- 

dcnkompetenzen und effektiven Lernstrategien von herausragender Bedeutung. 

Grundlegend ist außerdem der Erwerb von Kompetenzen in Deutsch, Mathematik, 

dcn Fremdsprachen, den Naturwissenschaften sowie den historischen und politi- 

schen Wissenschaften orientici-t an zentralen Rildungsstandards. Insbesondere mit 

Blick auf die beruflichen Anforderungen ist der Vermittlung von ökonomischem 

Grundlagenwisscn eine große ßedeutung beizumessen. 



Qualität an Schulen sichern 
Es ist erforderlich, dass Schulen im Rahmen eines fairen Wettbewerbs Rechenschaft 

über ihre Leistung ablegen. Leistungsvergleiche sollen fortgeführt werden. Schulen 

brauchen klare Ziele, die sie erreichen sollen. Qualitätsstandards sind daher zügig 

zu erarbeiten und bundesweit rasch zur Einsatzreife zu bringen. Bei der Umsetzung 

sollten bereits vorliegende Erfahrungen bei der Qualitätssicherung genutzt werden. 

~ b e r  das Erreichen der Standards müssen Schulen regelmäßig Rechenschaft able- 

gen. Dazu sind Verfahren der internen und der externen Evaluation anzuwenden. 

Mehr Handlungsfreiräume für Schulen 
Auf der Basis klar definierter Qualitätsstandards und Ziele für die Schulen sollten 

die im Schulsystem möglichen Spielräume zur Gewährung von Handlungsfreiheit 

stärker genutzt werden. Die vorhandenen Ansätze zur Förderung der Eigenverant- 

wortlichkeit und Selbstständigkeit der Schulen, z. B. Zuweisung von Personal- und 

Budgetkompetenz, sollen unterstützt, weiterentwickelt und im Hinblick auf Über- 

tragbarkeit evaluiert werden. Eine stärkere Eigenverantwortung und Selbstständig- 

keit erfordert die Anwendung effektiver Managementmethoden. 

Schulzeit differenzieren 
Schulabgänger sind in Deutschland älter als in vergleichbaren Ländern. Frühere Ein- 

schulung und flexible, angepasste Gestaltung der Schulzeit können dem entgegen- 

wirken. Die Zahl der Wiederholer ist durch eine zielgerichtete Schullaufbahnbera- 

tung sowie durch individuelle Förderung möglichst zu verringern. 

Potenziale der Lehrkräfte nutzen 
Pädagogische und fachliche Qualifikation, Motivation, Kooperationsbereitschaft und 

Gestaltungswille der Lehrkräfte sind entscheidend für höhere Leistungen von Schü- 

lerinnen und Schülern. Veränderungsprozesse müssen in enger Zusammenarbeit mit 

den Lehrkräften stattfinden. Auch Lehrkräfte müssen sich weiterbilden. Angebote 

der Wirtschaft können dazu beitragen, die Praxisorientierung zu stärken. 

Ausbildungsreife verbessern 
Die deutsche Gesellschaft und die deutsche Wirtschaft brauchen selbstständig denken- 

de und eigenverantwortlich handelnde junge Menschen mit einer trag- und ausbaufähi- 

gen Allgemeinbildung. Schulen werden stärkere Anstrengungen unternehmen, um 

jugendliche für die Arbeitswelt fit zu machen. Die Wirtschaft versteht sich bei diesem 

Prozess als Partner der Schulen und wird ihr Engagement zum Beispiel beim Angebot 
an Plätzen für Betriebspraktika und in den regionalen Arbeitskreisen verstärken. 

lErziehungsverantwor.tung wahrneh en und stärken 
Der Erziehungsgedanke muss eine deutlich höhere Aufmerksamkeit erhalten. Da- 

mit die Eltern ihren Er~~iehungsauftrag erfüllen und den Bildungsweg ihrer Kinder 

aktiv begleiten. müssen sie ihre Erziehungsverantwortung verstärkt wahrnehmen 

und darin unterstützt werden. 



l!. AUS- U N D  WEITERBILDUNG 

Effizienz steigern 

Wirtschaftsministerkonferenz, Kultusministerkonferenz und Wirtschaftsverbände 

betrachten die berufliche Qualifizierung als einen wichtigen Baustein im Rahmen der 

Zielsetzung der Europäischen Union, die Gemeinschaft zum wettbewerbsfähigsten 

und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt zu machen. Wir- 

kungsvolle Instrumente für eine weitere Steigerung der Effizienz der beruflichen 

Qualifizierung in Deutschland sehen sie in der Straffung der Aus- und Weiterbildung, 

der Anrechnung von Bildungsleistungen, dem Ausbau der Doppelqualifizierung und 

der Optimierung der Qualität der Ausbildung in Betrieb und Schule. 

Hochschulzugang öffnen 
Zur Herstellung der Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung hal- 

ten es Wirtschaftsministerkonferenz, Kultusministerkonferenz und die Spitzenver- 

bände für erforderlich, für beruflich Qualifizierte die Bedingungen für einen Hoch- 

schulzugang weiter zu verbessern. In der beruflichen Bildung erworbene Kenntnis- 

se und Fähigkeiten sollen auf ein Hochschulstudium angerechnet werden, soweit sie 

Studienleistungen gleichwertig sind. Die Verbindung von Berufsausbildung und Stu- 

dium ist zu erleichtern. 

Angebot ausschöpfen 
Ein wichtiger Standortfaktor für die Wirtschaft ist die Sicherung eines qualifizier- 

ten Fachkräftenachwuchses. Wirtschafts- und Kultusseite appellieren an  Betriebe 

und Verwaltungen, nochmals besondere Anstrengungen zur Schaffung und Beset- 

zung von Ausbildungsplätzen zu unternehmen und auch in den kommenden Jahren 

ein ausreichendes Angebot für alle ausbildungswilligen und -fähigen Jugendlichen 

bereit zu stellen. Die Lernorte werden aufgerufen, in regionalen Netzwerken zu ko- 

operieren, um Synergien auszuschöpfen und den Einsatz öffentlicher Mittel zu opti- 

mieren. Hierzu können runde Tische ebenso beitragen wie weitergehende Koopera- 

tionen von Schule und Wirtschaft im Wege eines Public-Private-Partnership. 

usbildungsprofile praxisorientiert differenzieren 

Angesichts der qualitativen Anreicherung vieler Berufe und der damit einhergehen- 

den steigenden Anforderungen an das Abstraktionsvermögen und das theoricbezo- 

gene Lernen müssen die Belange von praktisch begabten Jugendlichen durch die 

Berücksichtigung zusätzlicher Kriterien in der Neuordnung von Berufen stärker 
wahrgenommen werden, um auch sie in Ausbildung und Beschäftigung zu integrie- 

ren. Es muss gewährleistet werden, dass diese Rerufc in der Bildungs- und Beschäf- 

tigungsbiografie keine Sackgasse sind, sondern eine Basis- und Initialqualifikation 

bilden. Irn Konzepl des Lebenslangen L,ernens können sie laufend um neue Qualifi- 

kationen crgänzt M crdcn und bieten dahcr gute Reschäftigungschanccn und persön- 

liche Eiitwicklungsinöglichkeileii. 



Berufliche Schulen zu kompetenten Partnern ausbauen 
Die beruflichen Schulen müssen ihre Rolle als verlässlicher Partner der Betriebe im 

dualen System spielen können. Dazu sind eine vorausschauende Rekrutierung des 

Lehrpersonals, die Einstellung von Quer- und Seiteneinsteigern insbesondere in 

Mangelfächern sowie stärker an den Bedürfnissen und Entwicklungen in der Ar- 

beitswelt ausgerichtete Aus- und Weiterbildung des Personals zwingend erforder- 

lich. Zur besseren Wahrnehmung ihrer Aufgaben sind mehr Autonomie und finanzi- 

elle Gestaltungsspielräume förderlich. Damit berufliche Schulen ihren Beitrag als 
Partner in regionalen Bildungsnetzwerken leisten können, müssen sie sich zu einer 

eigenständig agierenden und lernenden Organisation entwickeln, die sich als kun- 

denorientierte berufspädagogische Bildungseinrichtung versteht. 

Die Berücksichtigung der Leistungsfeststellungen der jeweiligen Lernorte bei den 

Abschlussprüfungen bedarf weiterer Erörterungen im Rahmen der Novellierung des 

Berufsbilduiigsgesetzes. 

Weiterbildung flexibel gestalten und ausbauen 

Berufliche Weiterbildung im Sinne lebenslangen Lernens gewinnt aufgrund des be- 

schleunigten Strukturwandels, der absehbaren demografischen Entwicklung und 

des bereits heute schon hohen Fachkräftebedarfs einen starken Bedeutungszuwachs. 

Deshalb ist es notwendig, das Arbeitskräftepotenzial optimal zu nutzen und zu die- 

sem Zweck die Qualifikationsbeschlüsse des Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und 
Wettbewerbsfähigkeit rasch umzusetzen. Weiterbildung kann durch Flexibilisierung 

der Arbeitszeit und durch Schaffung von Langzeit- und Lebensarbeitszeitkonten 

unterstützt werden. 

Rahmenbedingungen verbessern 

Die Rahinenbedingungen für einen transparenten, flexiblen und pluralen W eiterbil- 

dungsmarkt sind zu verbessern. Verantwortung für die Weiterbildung und deren 

Finanzierung tragen die Einzelnen, aber auch die Öffentliche Hand, die Wirtschaft, 

die gesellschaftlichen Gruppen und die Weiterbildungseinrichtungen. Ziel muss es 

sein, die Verantwortung des Einzelnen für seine Bildungsbiographie und selbstge- 

steuertes Lernen zu stärken; denn lebensbegleitendes Lernen geht über formelle 

Weiterbildung weit hinaus. 

Moderne Hochsrhulen sind Stätten so\? ohl der wissenschaftlichen Bildung als auch 

der Reiufsqualifizierung. Unbeschadct dcr staatlichen Verantwortung für Horh- 

whulbild~lng als öffentliche 4ufgabe sehen die Wirts~haftsrninist~r, Kultusminister 

und di r  Spitzen\ erbände dci- deutschci~ Wirtschaft Handlungsbedarf iiisbesonderc 

in folgenden k'eldern: 



Eigenverantwortung und Wettbewerb der Hochschulen stärken; Qualität sichern 
Schaffung von mehr Wettbewerb in der Hochschullandschaft - mit der eine weit ge- 

hende Autonomie der Hochschulen einher geht - ist eine der vorrangigsten Aufga- 

ben der Bildungspolitik. Die deutschen Hochschulen brauchen mehr Autonomie in 

Finanz- und Personalfragen, um ihre Leistungsfähigkeit auch im internationalen 

Wettbewerb um die besten Köpfe zu stärken. Die WissensgeselIschaft ist darauf an- 

gewiesen, effiziente Bildungsmärkte zu etablieren. Mehr Autonomie und Eigenver- 

antwortung auf Seiten der Hochschulen erfordert allerdings auch wirksame Instru- 
mente der Qualitätssicherung, wie sie mit Akkreditierung und Evaluierung aufge- 

baut werden. 

Profilbildung ausbauen 

Die Hochschulen müssen in die Lage versetzt werden, in einem intensivierten Wett- 

bewerb ein eigenständiges Profil zu gewinnen, sich stärker an der Nachfrage auszu- 

richten sowie Entscheidungen der Mittelverteilung einschließlich der Personalent- 

scheidungen eigenverantwortlich zu treffen. Als Schritt auf dem Weg zu mehr Auto- 

nomie ist es unverzichtbar, den Hochschulen möglichst große Freiräume zu gewäh- 

ren. Hochschulen müssen in die Lage versetzt werden, ihr Budget nicht nur auf der 

Ausgaben-, sondern zukünftig auch stärker auf der Einnahmenseite beeinflussen zu 

können, um für finanzielle Leistungsanreize mehr Spielraum zu haben. 

Auswahlrecht der Hochschulen stärken, Anteil der Hochschulabsolventen 
steigern, Lenkungsfunktion von Finanzierungsmodellen nutzen 
Ein wichtiger Eckpfeiler für Profilbildung und Qualitätssicherung besteht darin, den 

Hochschulen zunehmend Verantwortung für die Auswahl der Studienbewerber zu 

übertragen. Die Stärkung des Auswahlrechts der Hochschulen bei grundsätzlicher 

Offenhaltung der Hochschulen für Studienanfänger trägt auch dazu bei, den Anteil 

erfolgreicher Absolventen zu erhöhen und damit einer wichtigen Zukunftsaufgabe 

der Hochschulen gerecht zu werden. Die Hochschulen müssen ihre Erwartungen an 

die Studienbewcrber definieren und diese beraten. 

Wirtschafts-, Kultusminister und Spitzenverbände plädieren - auch im Zusammen- 
hang mit dem internationalen Hochsrhulmarketing - dafür, die Möglichkeiten zur 

Nutzung der Lenkungsfunktion z. B. von Bildungsgutscheinen, Studienkonten oder 

anderer Formen der Finanzierung des Studiums offen zu halten. 

Wirtschaftsrninister, Kultusminister und Spitzenverbände ~ c i s e n  darauf hin, dass 

vordringlich über Maßnahmen [z. R. Darlehen, Stipendien und steuerliche Rahmen- 

bedingungenl bzw. eine entsprechende Ausgestaltung der Zahlungsmodelle die Ab- 

fedc3rung der sozial schwachen Studierwilligeii gewährleistet sein muss. 



Bacheior- und Master-Abschlüsse aller Hochschulen gleich behandeln 
Wirtschaftsminister, Kultusminister und Wirtschaftsverbände begrüßen die Fort- 

schritte bei den neuen gestuften, modularisierten Studiengängen Bachelor und Mas- 

ter. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit unseres Hochschulsystems wird durch 

die neuen Studiengänge maßgeblich befördert. Im öffentlichen Dienst ebenso wie in 

der Wirtschaft müssen gleichwertige Abschlüsse - unabhängig davon, ob an einer 

Universität oder Fachhochschule erworben - bei der [laufbahnrechtlichenl Einstu- 

fung und Personalvergütung auch gleich behandelt werden und dadurch die entspre- 

chende Anerkennung erfahren. 

IV.Die Gespräche werden im Herbst 2003 mit den Schwerpunkten 
Forschung, Lehrerbildung, Vorschulerziehung fortgesetzt. 



Beschluss der Kultusrninisterhonferenz vom 28.02.1997 i.d.F. vom 
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Gemeinsame Bestimmungen für die Berufsfachschulen 

Aufgabe und Ziel der Berufsfachschulen 

Abschlüsse der Bildungsgänge der Berufsfachschulen 

Bildungsgänge der Berufsfachschulen 

Bildungsgänge der Berufsfachschulen, die eine berufliche Grundbildung ver- 

mitteln, deren erfolgreicher Besuch aber nicht auf die Ausbildungszeit in an- 

erkannten Ausbildungsberufen angerechnet wird 

Bildungsgänge der Berufsfachschulen, die eine berufliche Grundbildung ver- 

mitteln und deren erfolgreicher Besuch nach der jeweils vom zuständigen Bun- 

desministerium erlassenen Verordnung auf die Ausbildungszeit in anerkann- 

ten Ausbildungsberufen angerechnet wird 

Bildungsgänge der Berufsfachschulen, die zu einem Abschluss in einem aner- 

kannten Ausbildungsberuf führen 

Bildungsgänge der Berufsfachschulen, die zu einem Berufsausbildungsab- 

schluss führen, der nur über den Besuch einer Schule erreichbar ist 

Bildungsgänge der Berufsfachschulen für Berufe, deren Ausbildung und Prii- 

fung nach Bundesrecht geregelt sind 

Bildungsgänge der Berufsfachschulen für Berufe, deren Ausbildung und Prü- 

fung nach Landesrech1 geregelt sind 

Rildungsgänge der Berufsfachschulen für Assistentinnen/Gssistenten 

Bildungsgänge der Berufsfachschulen für weitere Berufe 

Schlussbestimmungen 

Bundesrechtlich geregelte Bcrufe iun GcsundheiLswescri 

Bildungsgängc der Herufsfachschuleii. dic z u  einem Berufsausbildungsab- 

schluss führen, der nur über den Besuch einer Schule erreichbar ist, sofern sie 

n k h l  in einer anderen Rahmcnvereiiibarung bereits geregelt sind 



Gemeinsame Bestimmungen für die Berufsfachschulen 

1 . I  Aufgabe und Ziel der Berufsfachschulen 

1.1.1 Die BerufsfachschulenJJ haben das Ziel, Schülerinnen und Schüler in einen 

oder mehrere Berufe einzuführen, ihnen einen Teil der Berufsausbildung 

[z. B. berufliche Grundbildungl in einem oder mehreren anerkannten Ausbil- 

dungsberufen zu vermitteln oder sie zu einem Berufsausbildungsabschluss in 
einem Beruf zu führen. Sie erweitern die vorher erworbene allgemeine Bildung 

und können einen darüber hinausgehenden Bildungsstand vermitteln. 

Berufsfachschulen umfassen in der Regel Bildungsgänge im Sekundarbereich 

11. Für ihren Besuch wird keine Berufsausbildung oder berufliche Tätigkeit 

vorausgesetzt. Die Bildungsgänge dauern in Vollzeitform [Regelforml mindes- 

tens ein Jahr, in Teilzeitform entsprechend länger. 

1.1.2 Bildungsgänge der Berufsfachschulen, die mit ihrem Abschluss 
- die Berechtigung des Mittleren Schulabschlussesd einschließen, bauen auf 

dem Hauptschulabschluss~' auf und dauern mindestens zwei Jahre. Liegen 

höhere Eingangsqualifikationen vor oder wird der Sekundarbereich I nach 

dem Besuch der 10. Klasse abgeschlossen, so dauert der Bildungsgang min- 

destens ein Jahr. 
- den Erwerb der Fachhochschulreife ermöglichen, richten sich nach der 

„Vereinbarung über den Erwerb der Fachhochschulreife in beruflichen Bil- 

dungsgängen" [Beschluss der Kultusministerkonferenz vom og.06.1gg8 i.d.F. 

vom og.03.20011 oder nach der „Rahmenvereinbarung über die Fachober- 

schule" [Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 06.02.1969 i.d.F. vom 

26.02.19821 und der „Rahmenordnung für die Abschlussprüfung der Fach- 

oberschule" [Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 26.11.19711. 

I .  Ein Betriebspraktikum kann durchgeführt werden. 

1.1.4 Die mindestens zweijährigen Bildungsgänge schließen mit einer Prüfung ab. 

In den Bildungsgängen nach Ziffer 2.r und Ziffer 2.2 kann eine kontinuierliche 

Leistungskontrolle an die Stelle der Prüfung treten. Zur Durchführung der 

Prüfung kann an der Schule ein Prüfungsausschuss nach Landesrecht bestellt 

werden. Dem Prüfungsausschuss können Vertreter der Arbeitgeber und der 

Arbeitnehmer angehören. 

i i i i i  Badrii-\\ Üürttcnil>ci-% ;iucIi H~~i.~iEsliolli~gs 
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1.1.5 Berufsfachschulen für Berufe, deren Ausbildung und Prüfung nach Bundes- 

recht geregelt sind, werden nur insoweit von dieser Rahmenvereinbarung er- 

fasst, als sie zusätzliche schulische Berechtigungen verleihen. 

1.2 Abschlüsse der Bildungsgänge der Berufsfachschulen 

Die nach den Bestimmungen dieser Rahmenvereinbarung erworbenen Ab- 
schlüsse der Bildungsgänge der Berufsfachschulen der Anlage 2 sowie die mit 

den Bildungsgängen der Anlagen I und 2 erworbenen schulischen Berechti- 

gungen werden von den Ländern gegenseitig anerkannt. In das Abschlusszeug- 
nis kann ein entsprechender Vermerk über die gegenseitige Anerkennung der 

nach dieser Rahmenvereinbarung erworbenen schulischen Berechtigungen 

aufgenommen werden. 

2. Bildungsgänge der Berufsfachschulen 

2.1 Bildungsgänge der Berufsfachschulen, die eine berufliche Grund- 
bildung vermitteln, deren erfolgreicher Besuch aber nicht auf die 
Ausbildungszeit in anerkannten Ausbildungsberufen angerechnet 

wird 

2.1.1 Diese Bildungsgänge vermitteln den Schülerinnen und Schülern eine breit an- 

gelegte berufliche Grundbildung, die fachrichtungsbezogen der Vorbereitung 

auf eine berufliche Ausbildung dient. 

2.1.2 Die Bildungsgänge dauern ein oder zwei Jahre. 

I Die Stundentafel kann neben einem Pflichtbereich auch einen Wahlpflichtbe- 

reich undloder einen Wahlbereich vorsehen. Die wöchentliche Unterrichtszeit 

beträgt im Pflichtbereich mindestens 30 Stunden und umfasst einen allgemei- 

nen [fachrichtungsübergreifendenl und einen fachrichtungsbezogenen - gege- 
benenfalls fachtheoretischen und fachpraktischen - Lernbereich, wobei der 

allgemeine Lernbereich in der Regel 15 Stunden umfasst. 

1.1.4 Das Abschlusszeugnis schließt die Berechtigung des Hauptschulabschlusses 

ein. Das Abschlusszeugnis schließt die Berechtigung des Mittleren Schulab- 

schlusses ein, wenn eine Prüfung bestanden wird, die in ihrem schriftlichen 

Teil die Fächer Deutsch und Fremdsprache sowie zwei fachrichtungsbezoge- 

ne Fächer umfasst. Die Prüfung in den fachrichtungsbezogenen Fächern er- 
streckt sich in jedem Fall auf Mathematik oder eine Naturwissenschaft: an die 

Stelle der Mathematik können e r s a t z ~  eise auch gleichwertige mathematische 

lnhalte aus den fachrichtungsbezogenen Fächern trc-ten. 



Fächer und Umfang der mündlichen und gegebenenfalls praktischen Prüfung 

richten sich nach Landesrecht. Das Anspruchsniveau für Deutsch, Fremdspra- 

che, Mathematik richtet sich nach den von der Kultusministerkonferenz ver- 

einbarten Standards zum Mittleren Schulabschluss [Beschluss der KMK vom 

12.05.1gg51 unter Berücksichtigung des Berufsbezuges der jeweiligen Fachrich- 

tung. 

Der Bildungsgang kann auch nach den unter Ziffer 1.1.2 genannten Bedingun- 

gen zur Fachhochschulreife führen. 

Bildungsgänge der Berufsfachschulen, die eine berufliche Grund- 
bildung vermitteln und deren erfolgreicher Besuch nach der jeweils 
vom zuständigen Bundesministerium erlassenen Verordnung auf die 
Ausbildungszeit in anerkannten Ausbildungsberufen angerechnet 
wird 

Diese Bildungsgänge vermitteln den Schülerinnen und Schülern eine berufli- 

che Grundbildung, deren Dauer ganz oder teilweise nach einer der BGJ-An- 

rechnungs-Verordnungen oder nach der Berufsfachschul-Anrechnungs-Ver- 

ordnung auf die Ausbildungszeit in bestimmten anerkannten Ausbildungsbe- 

rufen angerechnet wird. 

Die Bildungsgänge dauern ein oder zwei Jahre.(' 

Die Stundentafel kann neben einem Pflichtbereich auch einen Wahlpflichtbe- 

reich und/oder einen Wahlbereich vorsehen. 

Die wöchentliche Unterrichtszeit beträgt im Pflichtbereich mindestens 30 

Stunden. Bei mehr als 15 Stunden fachpraktischer Ausbildung erhöht sich der 

Pflichtbereich um 2 Stunden. Der Unterricht umfasst einen allgemeinen [fach- 

richtungsübergreifendenl und einen fachrichtungsbezogenen - gegebenenfalls 

fachtheoretischen und fachpraktischen - Lernbereich. 

Im einjährigen Bildungsgang der Berufsfachschule sind mindestens 26 Stun- 

den im fachrichtungsbezogenen Lernbereich zu unterrichten. 

Tm zweijährigen oder mehrjährigen Bildungsgang der Berufsfachschule sind 

insgesamt mindestens 30 Stunden im fachrichtungsbezogenen Lernbereich zu 

unterrichten. Erfolgt die Anrechnung bereits nach dem ersten Jahr, sind min- 

destens 26 Stunden im fachrichiungsbezogenen Lernbereich zu unterrichten. 



2.2.4 Das Abschlusszeugnis schließt die Berechtigung des Hauptschulabschlusses 

ein. Das Abschlusszeugnis schließt die Berechtigung des Mittleren Schulab- 

schlusses ein, wenn eine Prüfung bestanden wird, die in ihrem schriftlichen 

Teil die Fächer Deutsch und Fremdsprache sowie zwei fachrichtungsbezoge- 

ne Fächer umfasst. Die Prüfung in den fachrichtungsbezogenen Fächern er- 

streckt sich in jedem Fall auf Mathematik oder eine Naturwissenschaft; an die 

Stelle der Mathematik können ersatzweise auch gleichwertige mathematische 

Inhalte aus den fachrichtungsbezogenen Fächern treten. 

Fächer und Umfang der mündlichen und gegebenenfalls praktischen Prüfung 

richten sich nach Landesrecht. Das Anspruchsniveau für Deutsch, Fremdspra- 

che, Mathematik richtet sich nach den von der Kultusministerkonferenz ver- 

einbarten Standards zum Mittleren Schulabschluss [Beschluss der KMK vom 

i2.05.19951 unter Berücksichtigung des Berufsbezuges der jeweiligen Fachrich- 

tung. 

Der Bildungsgang kann auch nach den unter Ziffer 1.1.2 genannten Bedingun- 

gen zur Fachhochschulreife führen. 

2.2.5 Das Abschlusszeugnis soll einen entsprechenden Vermerk über die Anrech- 

nung auf die Ausbildungszeit in anerkannten Ausbildungsberufen nach der 

jeweils geltenden Anrechnungs-Verordnung enthalten. 

2.3 Bildungsgänge der Berufsfachschulen, die zu einem Abschluss 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf führen 

2.3.1 Die Ausbildung in diesen Bildungsgängen vermittelt die erforderlichen Quali- 

fikationen zur Ausübung eines anerkannten Ausbildungsberufes nach Berufs- 

bildungsgesetz bzw. Handwerksordnung. 

0.3.2 Die Dauer dieser Bildungsgänge orientiert sich an dem Zeitraum für vergleich- 

bare Ausbildungen im dualen System. Bei der Vermittlung zusätzlicher Quali- 
fikationen kann der Bildungsgang länger dauern. 

Die Bildungsgänge gliedern sich in der Regel in die Grundstufe und die darauf 

aufbauende[nl Fachstufe[nl. Dem Unterricht sind die Ausbildungsordnungen 

und die von der Kultusministerkonferenz beschlossenen Rahmenlehrpläne 

zugrunde zu legen. 

2.3.5 Die Stundentafel kann neben einem Pflichtbereich auch einen Wahlpflichtbe- 
reich undIoder einen Wahlbereich vorsehen. Die wöchentliche Unterrichtszeit 

beträgt im Pflichtbercich mindestens 32 Stunden und umfasst einen allgemei- 
nen berufsübergreifcndenl und einen berufsbezogenen gegebenenfalls farh- 

theoretischen und fachpraktischen - Lernbereich. 



Das Ergebnis einer außerschulischen Prüfung vor der zuständigen Stelle [nach 

Berufsbildungsgesetz oder Handwerksordnungl kann in die schulische Ab- 

schlussprüfung einbezogen werden oder an deren Stelle treten. Nach Bestehen 

der Abschlussprüfung wird ein Abschlusszeugnis ausgestellt. 

Das Abschlusszeugnis schließt die Berechtigung des Hauptschulabschlusses 

ein. Das Abschlusszeugnis schließt die Berechtigung des Mittleren Schulab- 

schlusses ein, wenn ein Notendurchschnitt von mindestens 3,05' und ausrei- 

chende Fremdsprachenkenntnisse entsprechend einem mindestens fünfjähri- 

gen Fremdsprachenunterricht nachgewiesen werden. Die Bildungsgänge kön- 

nen auch nach den unter Ziffer 1.1.2 genannten Bedingungen zur Fachhoch- 

schulreife führen. 

Bildungsgänge der Berufsfachschulen, die zu einem Berufsaus- 
bildungsabschluss führen, der nur über den Besuch einer Schule 
erreichbar ist 

Bildungsgänge der Berufsfachschulen für Berufe, deren Ausbildung und Prü- 

fung nach Bundesrecht geregelt sind 

Für die in Anlage I genannten Berufe im Gesundheitswesen gelten die entspre- 

chenden bundesrechtlichen Vorgaben. 

Das Abschlusszeugnis dieser Bildungsgänge - soweit sie nach dem Schulrecht 

der Länder geregelt sind - schließt die Berechtigung des Mittleren Schulab- 

schlusses ein, wenn die staatliche Abschlussprüfung bestanden wurde und 

wenn im Abschlusszeugnis ein Notendurchschnitt von mindestens 3,o" und 

ausreichende Fremdsprachenkenntnisse entsprechend einem mindestens 

fünfjährigen Fremdsprachenunterricht nachgewiesen werden. Die Bildungs- 

ginge können auch nach den unter Ziffer 1.1.2 genannten Bedingungen zur 

Fachhochschulreife führen. 

Bildungsgänge der Berufsfachschulen für Berufe, deren Ausbildung und Prü- 

fung nach Landesrecht geregelt sind 

Bildungsgänge der Berufsfachschulen für Assistentinnen/Assistenten 

Es gelten die „Rahmenvereinbarung über die Ausbildung und Prüfung von 

technischen Assistenten/technischen Assistentinnen an Berufsfachschulen" 

[Beschluss der Kultusministerkonferenz \ om 12.06.1992 in der jeweils geltenden 

Fassung] und die „Rahmen~ereinbarung über die Ausbildung und Prüfung zum 



kaufmännischen Assistentenizur kaufmännischen Assistentin an Berufsfach- 

schulen" [Beschluss der Kultusministerkonferenz vom o1.10.1ggg1. Die Bildungs- 

gänge können auch nach den unter Ziffer 1.1.2 genannten Bedingungen zur 

Fachhochschulreife führen. 

2.4.2.2 Bildungsgänge der Berufsfachschulen für weitere Berufe 

Die Ausbildung in diesen Bildungsgängen vermittelt die erforderlichen Quali- 

fikationen zur Ausübung eines Ausbildungsberufes. Die Bildungsgänge dau- 

ern mindestens zwei Jahre. 

Bildungsgänge der Berufsfachschulen, die zu einem Berufsausbildungsab- 

schluss in einem Assistenten-IAssistentinnenberuf führen, müssen den Vorga- 

ben der unter Ziffer 2.4.2.1 genannten Rahmenvereinbarungen ent~prechen.~'  

Diese nach dem Recht der Länder geregelten Bildungsgänge [Anlage 21 führen 

zu einem Berufsausbildungsabschluss, der nur über den Besuch einer Schule 

erreichbar ist. 

Die Stundentafel kann neben einem Pflichtbereich auch einen Wahlpflichtbe- 

reich undioder einen Wahlbereich vorsehen. Die wöchentliche Unterrichtszeit 

beträgt im Pflichtbereich je nach Ausbildungsberuf mindestens 32 Stunden und 

umfasst einen allgemeinen [berufsübergreifendenl und einen berufsbezogenen 

- gegebenenfalls fachtheoretischen und fachpraktischen - Lernbereich. 

Das Abschlusszeugnis dieser Bildungsgänge schließt die Berechtigung des 

Hauptschulabschlusses ein. Das Abschlusszeugnis dieser Bildungsgänge 

schließt die Berechtigung des Mittleren Schulabschlusses ein, wenn im Ab- 

schlusszeugnis ein Notendurchschnitt von mindestens 3 , d  und ausreichende 

Fremdsprachenkenntnisse entsprechend einem mindestens fünfjährigen 

Fremdsprachenunterricht nachgewiesen werden." Die Bildungsgänge können 

auch nach den unter Ziffer 1.1.2 genannten Bedingungen zur Fachhochschul- 

reife führen. 



3. Schlussbestimmungen 

3.1 Übergangsregelungen 
Soweit noch keine Rahmenvereinbarungen über Stundentafeln, Lehrpläne und 

Prüfungen erlassen wurden, treffen die Länder die erforderlichen Regelungen 

unter Beachtung dieser Rahmenvereinbarung. 

3-2 Anlage I wird fortgeschrieben, wenn sich bundesrechtliche Vorgaben für die 
Berufe des Gesundheitswesens geändert haben. Auf Antrag eines Landes kön- 

nen weitere Bildungsgänge der Berufsfachschulen in die Anlage 2 aufgenom- 

men werden. 

3.3 Die „Rahmenordnung über die Berufsfachschulen" [Beschluss der Kultusmini- 
sterkonferenz vom o3.11.19711 wird aufgehoben. 



RAHMENVEREINBARUNG ÜBER DIE ZERTlFlZlERUNG 
VON FREMDSPRACHENKENNTNISSEN IN DER BERUFLICHEN 
BILDUNG 

Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 20.1 1 .I 998 i.d.F. vom 
26.04.2002 

1. Grundsatz 

Berufliche Schulen können auf freiwilliger Basis - unabhängig von einer Benotung 

im Zeugnis - eine Prüfung anbieten, in der sich Schülerinnen und Schüler ihre 

Fremdsprachenkenntnisse zertifizieren lassen können. 

2. Prüfungsniveaus und Berufsbezug 

Die Prüfung wird jeweils in einer der drei Stufen I, I1 oder I11 durchgeführt. Sie ori- 

entieren sich an den Stufen „A2 [WaystagelL' [Stufe I], „BI Threshold" [Stufe I11 und 

„B2 [Vantage]" [Stufe 1111, die vom Europarat im „Gemeinsamen Europäischen Refe- 

renzrahmen für Sprachen: Lernen, Lehren, Beurteilen" aufgeführt werden. Kurzbe- 

schreibungen der Stufen sind in der Anlage I zusammengefasst. 

je Stufe soll die Prüfung differenziert nach den Erfordernissen der verschiedenen 

Berufsbereiche, wie zum Beispiel 

* kaufmännisch-verwaltende Berufe 

* gewerblich-technische Berufe 

gastgewerbliche Berufe 

* sozialpflegerische, sozialpädagogische Berufe 

durchgeführt werden. Innerhalb der Berufsbereiche können weitere berufsbezoge- 

ne Konkretisierungen vorgenommen werden. 

Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und einem mündlichen Teil. Es werden 

die folgenden Kompetenzbereiche zu Grunde gelegt: 

Rezeption [Fähigkeit, gesprochene und geschriebene fremdsprachliche Mitteilungen 

zu \erstehen] 

Produktion [Fähigkeit, sich mündlich und schriftlich in der Fremdsprache zu äußern1 

Medialion [Fähigkeit. durch Ubersetzung oder Limschreibung mündlich oder schrift- 

lich zwischen Kommuriikationspartnern LU vermitteln1 

Interaktion [Fähigkeit. Gespräche zu luhren und zu korrespondierenl. 



4. Prüfungsdurchführung und -bewertung 

Die Länder treffen geeignete Maßnahmen [zum Beispiel Vergleichsarbeiten oder Überre- 

gionale Prüfungen], um eine Gewährleistung der Prüfungsstandards sicherzustellen. 

Die Prüfungen werden an beruflichen Schulen durchgeführt und unter Beachtung 

der Anforderungen der jeweiligen Stufe auf der Basis des folgenden Punkte-Schlüs- 

sels bewertet: 

schriftliche Prüfung IOO Punkte 

mündliche Prüfung 30 Punkte. 

Im Rahmen der schriftlichen Prüfung sollen die Aufgabenanteile für die drei Kom- 

petenzbereiche wie folgt gewichtet werden: 

* Rezeption 40 % 

* Produktion 30 % 

* Mediation 30 %. 

Eine Abweichung von jeweils bis zu 10 Prozent-Punkten ist möglich. 

Die in den Teilen der schriftlichen und in der mündlichen Prüfung jeweils erreich- 

bare Punktzahl ist im Zertifikat anzugeben. 

Die schriftliche und die mündliche Prüfung sind bestanden, wenn jeweils mindestens 

die Hälfte der ausgewiesenen Punktzahl erreicht wird. 

Die Prüfung ist bestanden, wenn der schriftliche und der mündliche Prüfungsteil be- 

standen sind; ein Ausgleich ist nicht möglich. 

Für Prüfungen in den einzelnen Stufen gelten die folgenden Zeiten 

I schriftlich 60 mündlich 10 Minuten pro Prüfling 

EI schriftlich 90 mündlich 15 Minuten pro Prüfling 

I11 schriftlich reo mündlich 20 Minuten pro Prüfling. 

Für die mündliche Prüfung, die auch als Gruppenprüfung möglich ist, kann eine an- 

gemessene Zeit zur Vorbereitung gegeben werden. 

. Zertifikat 

Wer die Prüfung bestanden hat, erhält ein Zertifikat nach beiliegendem Muster [An- 

lage LI. Xm Zertifikat wird das Ergebnis des schriftlichen und des mündlichen Prü- 

fungsteils dokumentiert. Es kann außerdem die jeweiligen Aufgabenarten und de- 

ren Zuordnung zu Kompetenzbeieichen enthalten. 

Die Beschreibung drr  Stufen und Kompetenzbereiche ist Bestandteil des Zertifikats. 



Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 07.1 1.2002 

Einleitung 

Fachschulen sind Einrichtungen der beruflichen Weiterbildung. Die Bildungsgange in den 

Fachbereichen schließen an eine berufliche Erstausbildung und an Berufserfahrungen an. 

Sie führen in unterschiedlichen Organisationsformen des Unterrichts [Vollzeit- oder Teil- 

zeitform] zu einem staatlichen postsekundaren Berufsabschluss nach Landesrecht. Sie kön- 

nen darüber hinaus Ergänzungs-/AufbaubiIdungsgänge sowie Maßnahmen der Anpas- 

sungsweiterbildung anbieten. 

Fachschulen qualifizieren für die Übernahme von Führungsaufgaben und fördern die Be- 

reitschaft zur beruflichen Selbstständigkeit. 

Nach Maßgabe der Vereinbarung über den Erwerb der Fachhochschulreife in beruflichen 

Bildungsgängen [Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 05.06.1gg8 in der jeweils gülti- 

gen Fassung] kann zusätzlich die Fachhochschulreife erworben werden. 

Teil Allgemeine übergreifende Regelungen 

1. Geltungsbereich 

Die Rahmenvereinbarung erfasst 

Fachschulen mit mindestens 2.400 Unterrichtsstunden in den Fachbereichen 

Agrarwirtschaft", Gestaltung, Technik und Wirtschaft 

Fachschulen mit mindestens 2.400 Unterrichtsstunden und 1.200 Stunden Pra- 

xis in den Fachrichtungen Heilerziehungspflege und Sozialpädagogik des Fach- 

bereichs Sozialwesen 

Fachschulen mit mindestens 1.800 Unterrichtsstunden in der Fachrichtung Heil- 

pädagogik des Fachbereichs Sozialwesen. 

a. I Fiir die Errichtung und den Betrieb öffentlicher Fachschulen und Fachschulen in 

freier I'rägcrschalt gclten die Bestimmungen der 1,änder. 



2.2 Den Unterricht an Fachschulen erteilen 

0 in der Regel Lehrkräfte mit der Befähigung für das Lehramt für Fachrichtun- 

gen des beruflichen Schulwesens sowie Lehrkräfte mit einem abgeschlossenen 

Studium an einer Universität oder gleichgestellten Hochschule oder Kunsthoch- 

schule mit mehrjähriger Berufserfahrung und pädagogischer Eignung 

sonstige Fachkräfte mit mehrjähriger Berufserfahrung und pädagogischer Eig- 

nung. 

3. Gliederung der Fachschule 

3.1 Fachschulen" gibt es für folgende Fachbereiche: 

Agrarwirtschaft 

Gestaltung 

Technik 

Wirtschafts' 
Sozialwesen 

Besondere Regelungen zu den Fachbereichen sind in Teil I1 enthalten. 

3.2 Die Fachbereiche gliedern sich in die Fachrichtungen gemäß Anlage. 

3.3 Die Aufnahme weiterer Fachrichtungen in die Liste der Fachrichtungen bedarf der 
Beschlussfassung durch die Kultusministerkonferenz. 

3.4 Die Länder können zur Berücksichtigung spezieller Erfordernisse Fachrichtungen 
in Schwerpunkte untergliedern. die im Rahmen gemeinsamer Ziele Differenzierun- 

gen ermöglichen. 

4. Ziele der Fachschulen 

4.1 Die Fachschulen führen zu qualifizierten Abschlüssen der beruflichen Weiterbil- 
dung und haben zum Ziel, Fachkräfte mit in der Regel beruflicher Erfahrung zu be- 

fähigen, 

Führungsaufgaben in Betrieben, Unternehmen, Verwaltungen und Einrichtun- 

gen zu übernehmen und/oder 

0 selbstständig verantwortungsvolle Tätigkeiten auszuführen. 



Die Fachschulen leisten einen Beitrag zur Vorbereitung auf die un ternehmerische 

Selbstständigkeit. 

An Fachschulen können darüber hinaus weitere nicht durch diese Rahmenverein- 

barung erfasste Abschlüsse und Zertifikate erworben werden. 

Der Besuch der Fachschule kann auch die Vorbereitung auf die Meisterprüfung ein- 

schließen. 

Organisationsform, Gliederung und Umfang der Ausbildung 

Die Ausbildung kann in Vollzeit- oder in Teilzeitform erfolgen. Übergänge von der 

Vollzeit- zur Teilzeitform und umgekehrt sind möglich. Die Ausbildung ist auch in 

gestufter Form möglich. 

Die Ausbildung gliedert sich in einen Pflichtbereich nach Ziffer I und einen Wahl- 

bereich. Die Regelung des Wahlbereichs bleibt den Ländern vorbehalten. Von den 

Unterrichtsstunden des Pflichtbereiches nach Ziffer I können bis zu 20 V. H., jedoch 

nicht mehr als 480 Unterrichtsstunden als betreute und durch Lehrkräfte vor- und 

nachbereitete andere Lernformen organisiert werden. Sie müssen in der Stunden- 

tafel ausgewiesen werden. 

Ein Fachschulabschluss kann auf die Ausbildung in einer zweiten Fachrichtung des 

Fachbereichs mit bis zu einem Jahr angerechnet werden. 

Ergänzungsbildungsangebote, die auf einen Fachschulabschluss nach dieser Ver- 

einbarung aufbauen und die der Erweiterung der Qualifikation dienen. dauern min- 

destens 600 Unterrichtsstunden. 

Aufnahmevoraussetzungen 

Die Aufnahmevoraussetzungen sind in Teil I1 geregelt. 

Den Ländern bleibt es darüber hinaus überlassen, in Grenzfällen Ausnahmerege- 

lungen zu treffen. 

Iler Unterricht im Pi'lichtbcreich umfasst den fachrichtungsübergt-eifendcn und 

den fachrichtungsbezogenen 1,ernbereich sowie im Fachbereich Sozialwesen eine 

Praxis in Tätigkcitsfeldern gemäll, Teil 11. Die Lei.ribcreiel~e und die Praxis sind 



aufeinander bezogen und ergänzen sich. Sie tragen gemeinsam zur Entwicklung 

umfassender Handlungskompetenz bei. 

8. Ausbildungsanforderungen 

8.1 Der Unterricht irn fachrichtungsübergreifenden Lernbereich dient vorrangig der 

Erweiterung der berufsübergreifenden Kompetenzen. Durch die fachrichtungs- 

übergreifenden Lernziele und -inhalte ist er  besonders geeignet, die Methodenkom- 

petenz, die Personal- und Sozialkompetenz sowie die Lernkompetenz zu fördern. 

Durch die Einbeziehung des fachrichtungsübergreifenden Lernbereichs in komple- 

xe Aufgabenstellungen mit fachlichen Bezügen wird die Verzahnung mit dem fach- 

richtungsbezogenen Lernbereich sichergestellt. 

Der Unterricht irn fachrichtungsbezogenen Lernbereich dient dem Erwerb erwei- 

terter beruflicher Handlungskompetenz. Hierbei erhalten komplexe Aufgabenstel- 

lungen, die aus dem zukünftigen beruflichen Einsatzbereich entwickelt werden und 

damit in besonderer Weise neben der Entwicklung der obengenannten Kompeten- 

zen der Entwicklung der Fachkompetenz dienen, einen besonderen Stellenwert. 

8.2 Unterricht und Ausbildung erfolgen darüber hinaus auf der Grundlage der in Teil 

I1 aufgeführten Rahmenvorgaben für Stundentafeln und Ausbildungsanforderun- 

gen nach den Bestimmungen der Länder. 

Abschlussprüfung 

9.1 Die Ausbildung wird mit einer staatlichen Prüfung abgeschlossen, mit der die in der 
Ausbildung erworbene Gesamtqualifikation festgestellt wird. 

9.2 Die Abschlussprüfung besteht aus einer schriftlichen Prüfung. Mündliche und 
praktische Prüfungen werden nach den Regelungen im Teil I1 und den Bestimmun- 

gen der Linder durchgeführt. 

9.3 In der schriftlichen Prüfung werden mindestens drei Arbeiten, in den Fachberei- 
chen Sozialwesen und Agrarwirtschaft mindestens zwei Arbeiten, aus d e ~ n  fach- 

richtungsbezogenen Lernbereich angefertigt. Die Priif~mgsdauer beträgt dafür ins- 

gesamt mindestens neun Zeitstunden, in den Fachbereichen Sozialwesen und 

Agrarwirtschaft mindestens sechs Zeitstunden. 

. Eine der schriftlichen Prüf'ungsarbeiten kann durch cine schriftliche Facharbeit mit 
anschließender I'räsentation der Ergebnisse im Kahmen eines Kolloquiu~ns unter 

prüfungsgernäßen Bedingungen ersetzt werden. 






























































































